


I. [bookmark: _Toc185280573]Allgemeine Rahmenbedingungen

1.1. [bookmark: Start][bookmark: _Toc185280574]Art des Verfahrens

Die Durchführung des Beschaffungsverfahrens erfolgt im Rahmen eines europaweiten Vergabeverfahrens als Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb nach Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge (VgV) vom 12.04.2016 zur Umsetzung der Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates.
Das Beschaffungsverfahren wird in deutscher Sprache durchgeführt. Rechtsverbindliche Bewerbungen bzw. Angebote sind ausschließlich in deutscher Sprache einzureichen. Es gilt ausschließlich deutsches Recht. Die Vertragssprache ist die deutsche Sprache.	

1.2. [bookmark: _Toc185280575]Auftraggeber, Verfahrensbetreuung sowie Kontaktstelle

Auftraggeber und gleichzeitig für die Verfahrensbetreuung zuständig (Vergabestelle) ist die
Verbandsgemeindeverwaltung Nieder-Olm 
Pariser Straße 110
55268 Nieder-Olm 

1.3. [bookmark: _Toc185280576]Veröffentlichung der Vergabeunterlagen

Nach Auftragsbekanntmachung kann ein Bewerber /Bieter ausschließlich über die genutzte Internet-Plattform unentgeltlich und ohne verpflichtende Registrierung die Vergabeunterlagen abrufen. Dies gilt auch für mögliche nachfolgende Änderungen/Ergänzungen sowie für Fragen, deren Beantwortung und Informationen. Eine zusätzliche Übersendung per Post, per Fax oder E-Mail erfolgt nicht.
Den Bewerbern/Bietern wird dennoch die freiwillige und unentgeltliche Registrierung nahegelegt, da erst hierdurch eine automatische Benachrichtigung über erfolgte Änderungen/Ergänzungen sowie die Beantwortung von Fragen und Informationen erfolgt. Ohne Registrierung ist der Bieter/Bewerber stets angehalten, sich fortlaufend selbständig und eigenverantwortlich über die Aktualität der Unterlagen und etwaige Antworten zu Fragen sowie Informationen zu informieren (Holschuld). 
Wird dies unterlassen, so liegt das Risiko, das Angebot / den Teilnahmeantrag auf der Grundlage nicht aktueller Unterlagen erstellt zu haben und deshalb im weiteren Verfahrensverlauf ausgeschlossen zu werden, beim Bieter/Bewerber.
Wir behalten uns das Recht vor, die Ihnen übermittelten Unterlagen in jeder Phase des Verfahrens zu vervollständigen und zu präzisieren, insbesondere aufgrund Ihrer Anregungen, Fragen und Hinweise bzw. jener Ihrer Mitbewerber.





1.4. [bookmark: _Toc185280577] Kommunikation und Vertraulichkeit

Die Kommunikation erfolgt bis zu der Angebotsfrist ausschließlich elektronisch über Vergabeplattform. Die gesamte Kommunikation erfolgt ausschließlich in deutscher Sprache. 
Sollten die Ausschreibungsunterlagen nach Ihrer Einschätzung Unklarheiten enthalten, sind Sie verpflichtet, uns unverzüglich nach Erhalt der Unterlagen darauf hinzuweisen.
Die Vergabeunterlagen und alle Informationen, die Sie im Rahmen des Vergabeverfahrens erhalten, sind vertraulich zu behandeln. Eine Weitergabe an Dritte – mit Ausnahme der von Ihnen eingeschalteten Nachunternehmer und Berater – ist nicht gestattet. Sie sind verpflichtet, die von Ihnen eingeschalteten Nachunternehmer und Berater ebenfalls zur Beachtung des Vertraulichkeitsgebots zu verpflichten.
Beabsichtigen Sie, sich an dem Verfahren nicht weiter zu beteiligen, sind Sie verpflichtet, uns dies unverzüglich mitzuteilen und die erhaltenen Unterlagen zu vernichten. Die Vernichtung der Unterlagen ist auf Verlangen zu bestätigen. 

1.5. [bookmark: _Toc185280578]Form der Teilnameanträge und der Angebote

Der gesamte Teilnahmeantrag/das gesamte Angebot ist ausnahmslos in deutscher Sprache einzureichen. Das gilt grundsätzlich auch für sämtliche geforderten Unterlagen, Nachweise oder Dokumente. Sollten einzelne Unterlagen in einer anderen Sprache vorliegen, so behält sich der Auftraggeber vor, Übersetzungen dieser Unterlagen anzufordern.
Die Abgabe erfolgt ausschließlich elektronisch über Vergabeplattform. Soweit die Vergabeunterlagen nichts Anderes bestimmen, ist der Teilnahmeantrag/das Angebot in Textform (§ 126 b BGB) einzureichen.
Bei dem elektronisch übermittelten Angebot in Textform ist der Name/die Namen der natürlichen Person(en) anzugeben - sofern in den Verdingungsunterlagen nichts Anderes festgelegt ist - die die Erklärung(en) abgibt/abgeben. 
Unterlagen, die von der Vergabestelle nach Angebotsabgabe verlangt werden, sind zu dem von der Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt einzureichen.

1.6. [bookmark: _Toc185280579]Unzulässige Wettbewerbsbeschränkungen, Wettbewerbsregister

Angebote von Bietern, die sich im Zusammenhang mit diesem Vergabeverfahren an einer unzulässigen Wettbewerbsbeschränkung beteiligen, werden ausgeschlossen. Zur Bekämpfung von Wettbewerbsbeschränkungen hat der Bieter/ Bewerber auf Verlangen Auskünfte darüber zu geben, ob und auf welche Art er wirtschaftlich und rechtlich mit Unternehmen verbunden ist.
Der Auftraggeber wird für den Bieter, der den Zuschlag erhalten soll, einen Auszug aus dem Wettbewerbsregister beim Bundeskartellamt anfordern.




1.7. [bookmark: _Toc185280580]Datenschutz

Zusätzliche Informationen: Der Verantwortliche im Sinne der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) verarbeitet zum Zwecke der Abwicklung des Vertrages personenbezogene Daten des Auftragnehmers auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO.; Die von Ihnen erbetenen, personenbezogenen Angaben werden auch im Rahmen des Vergabeverfahrens verarbeitet und gespeichert.

II. [bookmark: _Toc185280581]Ablauf des Verfahrens

1. [bookmark: _Toc178601246][bookmark: _Toc178606807][bookmark: _Toc178606856][bookmark: _Toc178607963][bookmark: _Toc178609204][bookmark: _Toc178609891][bookmark: _Toc178620691][bookmark: _Toc178622167][bookmark: _Toc179269933][bookmark: _Toc179270424][bookmark: _Toc179272216][bookmark: _Toc179272246][bookmark: _Toc179279884][bookmark: _Toc179288728][bookmark: _Toc179308534][bookmark: _Toc179311480][bookmark: _Toc179577842][bookmark: _Toc185245913][bookmark: _Toc185280367][bookmark: _Toc185280582]
2. [bookmark: _Toc178601247][bookmark: _Toc178606808][bookmark: _Toc178606857][bookmark: _Toc178607964][bookmark: _Toc178609205][bookmark: _Toc178609892][bookmark: _Toc178620692][bookmark: _Toc178622168][bookmark: _Toc179269934][bookmark: _Toc179270425][bookmark: _Toc179272217][bookmark: _Toc179272247][bookmark: _Toc179279885][bookmark: _Toc179288729][bookmark: _Toc179308535][bookmark: _Toc179311481][bookmark: _Toc179577843][bookmark: _Toc185245914][bookmark: _Toc185280368][bookmark: _Toc185280583]
2.1. [bookmark: _Toc185280584]Gegenstand des Verfahrens 

Die Verbandsgemeinde Nieder-Olm beabsichtigt die bauliche Neuordnung und Modernisierung der Umkleidebereiche des Frei- und Hallenbades sowie der Personalbereiche im Rheinhessenbad Nieder-Olm. Ziel der Maßnahme ist die funktionale Optimierung der bestehenden Flächen sowie die bedarfsgerechte Anpassung der Räumlichkeiten an die aktuellen betrieblichen, funktionalen und gesetzlichen Anforderungen.
Grundlage der Maßnahme ist eine bereits durchgeführte Machbarkeitsstudie mit Maßnahmenkatalog. Gegenstand dieses Vergabeverfahrens sind die darin definierten Maßnahmen 5 „Umbau Gastronomie-/Personalbereich/Freibadumkleiden“ sowie 11 „Generalsanierung Umkleidebereich/Vorreinigung“.
Im Zuge der Maßnahme sind die bestehenden Personal-, Lager-, Umkleide- und Sanitärbereiche hinsichtlich ihrer Funktionalität, Organisation und Flächennutzung gesamtheitlich zu untersuchen und neu zu ordnen. Ziel ist es, die vorhandenen Flächen unter Berücksichtigung der betrieblichen Anforderungen des Rheinhessenbades organisatorisch und funktional zu optimieren sowie die unterschiedlichen Nutzungsbereiche sinnvoll aufeinander abzustimmen.
Die vorhandenen Personalräume sowie die zugehörigen sanitären Einrichtungen entsprechen nicht mehr den heutigen Anforderungen. Darüber hinaus bestehen Defizite bei den Lagerflächen für den Gastronomiebereich sowie für den Bereich Lehrschwimmbecken. Im Rahmen der Planung sind daher die bestehenden Nutzungen zu überprüfen und eine wirtschaftliche sowie funktional schlüssige Neuorganisation der Gastronomie-, Personal- und Lagerbereiche zu entwickeln.
Ein weiterer Schwerpunkt der Maßnahme liegt in der Sanierung und Umgestaltung der Freibad- und Hallenbadumkleiden. Die bestehenden Umkleide- und Sanitärbereiche weisen einen erheblichen Modernisierungsbedarf auf. Im Freibadbereich ist darüber hinaus eine barrierefreie Umkleide mit den erforderlichen Sanitäreinrichtungen vorzusehen. Die bestehenden Sammelumkleiden sind funktional anzupassen und teilweise neu zu organisieren. Ergänzende Umkleide- und Lagerflächen auf dem Freibadgelände sowie gegebenenfalls temporäre oder modulare Lösungen sind im Rahmen der Planung zu berücksichtigen. Für den Umkleidebereich des Hallenbades ist eine Generalsanierung mit Rückbau bis auf den Rohbau, Neuerstellung des Bereiches einschließlich Vorreinigung sowie gegebenenfalls einer Umstrukturierung innerhalb des Bestands vorgesehen.
Ziel der Maßnahme ist die Schaffung einer wirtschaftlichen, funktionalen und zukunftsfähigen Lösung unter Berücksichtigung der Anforderungen des laufenden Badebetriebs sowie der bestehenden Gebäudestruktur.
Die Planungs- und Bauüberwachungsleistungen sind von Beginn an in den Leistungsphasen 1 bis 9 gemäß HOAI zu erbringen. Die Beauftragung erfolgt stufenweise. Mit Zuschlagserteilung werden zunächst die Leistungsphasen 1 bis 4 beauftragt. Ein Anspruch auf die Beauftragung weiterer Leistungsphasen besteht nicht. Aus der stufenweisen Beauftragung können keine weitergehenden Ansprüche hergeleitet werden.
Ausgeschrieben werden die hierfür erforderlichen Leistungen der Objektplanung Gebäude.
Für die Maßnahme kommen Zuwendungen, insbesondere im Rahmen des SKS-Förderprogramms oder aus Mitteln des Sondervermögens, in Betracht. Im Falle einer entsprechenden Förderung können im Rahmen der Planungsleistungen Zuarbeiten für die erforderlichen Förder- und Antragsunterlagen erforderlich werden.
Einzelheiten zum Projekt sowie zum vorgesehenen Leistungsumfang ergeben sich aus den Vergabeunterlagen, insbesondere der Projektbeschreibung und den Anlagen. Die Teilnahme als Bewerber- bzw. Bietergemeinschaft ist zulässig.

2.2. [bookmark: _Toc185280585]Allgemeine Beschreibung des Verfahrens

Ein Vergabeverfahren mit vorgeschaltetem Teilnahmewettbewerb ist ein zweistufiges Vergabeverfahren. In Stufe 1, dem Teilnahmewettbewerb, fordert der Auftraggeber in der EU-Auftragsbekanntmachung (in weiteren Bekanntmachungen) eine unbegrenzte Anzahl von Unternehmen zur Abgabe von Teilnahmeanträgen auf. Nach Prüfung der Eignung der Bewerber werden die nach veröffentlichten weiteren Bedingungen ausgewählten Unternehmen zur Angebotsphase und ggf. zur Verhandlung aufgefordert, und damit beginnt Stufe 2, die Angebotsphase.

2.3. [bookmark: _Toc185280586]Nebenangebote und mehrere Hauptangebote

Nebenangebote und mehrere Hauptangebote sind nicht zulässig.

2.4. [bookmark: _Toc185280587]Verfahrensfristen

	[bookmark: _Hlk236652788]Stufe1: Teilnamewettbewerb

	(a) Absendung der Auftragsbekanntmachung 	
	20.08.2026

	(b) Frist für Rückfragen im Stufe1	
	21.09.2026

	(c) Abgabeschluss Teilnahmeanträge		
	29.09.2026, 10:00 Uhr

	(d) Eignungsprüfung inkl. ggf. Nachforderung voraussichtlich
	KW 41 2026 

	(f) Bewertung der geeigneten Bewerber voraussichtlich
	KW 41 2026

	Stufe2: Angebotsphase (voraussichtliche Fristen)

	(a) Absendung der Aufforderung 
	KW 42 2026

	(b) Frist für Rückfragen im Stufe2 
	13.11.2026 

	(c) Abgabeschluss Angebote 
	23.11.2026, 11:00 Uhr

	(d) Bindefrist
	30.12.2026




III. [bookmark: _Toc185280588]Teilnahmewettbewerb 

Ein Vergabeverfahren mit vorgeschaltetem Teilnahmewettbewerb ist ein 2-stufiges Vergabeverfahren. In der Stufe 1, dem Teilnahmewettbewerb, erfolgt die Prüfung der Eignung des Bewerbers. Nach Prüfung der eingereichten Unterlagen werden die mindestens. drei und höchstens fünf Bewerber mit den höchsten Punktzahlen nach Bewertungsmatrix zur Angebotsphase eingeladen/ aufgefordert. 
Bei punktgleichen Bewerbungen entscheidet das Los.
Die Bewerber, die nicht aufgefordert werden, werden in Textform benachrichtigt.
[bookmark: _Toc178609897][bookmark: _Toc178620697][bookmark: _Toc178622173][bookmark: _Toc179269940][bookmark: _Toc179270431][bookmark: _Toc179272223][bookmark: _Toc179272253][bookmark: _Toc179279891][bookmark: _Toc179288735][bookmark: _Toc179308541][bookmark: _Toc179311487][bookmark: _Toc179577849][bookmark: _Toc185245920]
3. [bookmark: _Toc185280374][bookmark: _Toc185280589]
3.1. [bookmark: _Toc185280590]Allgemeine Bewerbungsbedingungen
Auf Basis der Bekanntmachung, der veröffentlichten abrufbaren Teilnahmeunterlagen und evtl. hierin weiterer geforderter Erklärungen, Unterlagen und Nachweise sind die Teilnahmeanträge zu erstellen und entsprechend der Teilnahmebedingungen innerhalb der Teilnahmefrist digital über Subreport einzureichen. 
Die eingereichten Bewerbungsunterlagen werden nicht zurückgesandt. 

3.2. [bookmark: _Toc185280591]Nachweis der Eignung
Die Bewerber haben als Nachweis der Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen mit dem Teilnahmeantrag die unter Eignungskriterien aufgeführten Unterlagen (Eigenerklärungen, Angaben, Bescheinigungen und sonstige Nachweise) vorzulegen. 
Sofern Eigenerklärungen vorgesehen sind, sind ausschließlich die Eigenerklärungen abzugeben. Auf weitere Ausführungen und die Einreichung nicht verlangter Dokumente/Unterlagen ist einstweilen zu verzichten. 
Bei Bietergemeinschaften/ Eignungsleiher sind diese von beiden zu unterzeichnen bzw. getrennt vorzulegen und die Zugehörigkeit der Angaben eindeutig kenntlich zu machen.
Soweit nicht ausdrücklich ausgeschlossen, werden fehlende Erklärungen, Nachweise, Unterlagen etc. – soweit erforderlich - unter Fristsetzung beim Bewerber nachgefordert. Ein Teilnahmeantrag wird ausgeschlossen, sofern nachgeforderte Erklärungen, Nachweise, Unterlagen etc. nicht vollständig fristgerecht vorgelegt werden.
Die Nichterfüllung einer Eignungskriterien führt zum Ausschluss aus dem Verfahren. 





3.3. [bookmark: _Toc185280592]Eignungskriterien
3.3.1 Eignung zur Berufsausübung
1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine Ausschlussgründe nach §§ 123, 124 GWB und § 19 MiLoG begründet sind. 
2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 
3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist.
 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. 
Gehört der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 
5. Ist der Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag einen Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 
6. Die vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten abzugeben.

3.3.2 Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
1. Tabellarische Liste, in der die zur Leistungserbringung vorgesehenen Personen namentlich und unter Angabe der jeweiligen Befähigung zur Berufsausübung, die auf Verlangen durch Vorlage von Berufszulassungsurkunden bzw. Studiennachweisen oder sonstigen vergleichbaren Belegen nachzuweisen ist, und unter Angabe der Berufserfahrung in Jahren genannt werden (§ 122 Abs. 2 Nr. 1 GWB). 
2. Erläuterung zur Anzahl der Beschäftigten und deren Ausbildung innerhalb der letzten 3 Jahre (Führungspersonal, Ingenieure, Techniker etc.) (§ 122 Abs. 2 Nr. 3 GWB). 
3. Will sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die vorgenannten Auskünfte auf Verlangen der Vergabestelle auch von Dritten abzugeben.

Mindestanforderungen: 
I. Mindestanforderung an die Größe des Büros und des Projektteams 
Das Büro muss über eine personelle Ausstattung verfügen, die eine ordnungsgemäße Bearbeitung des Auftrags gewährleistet. Das Projektteam muss mit mindestens zwei Personen (Projektleitung und Stellvertretung) besetzt sein, die berechtigt sind, die Berufsbezeichnung Architekt/in zu führen.


II. Mindestanforderung an die Erfahrung des Bewerbers 
Der Bewerber hat seine besondere Erfahrung mit vergleichbaren Maßnahmen durch mindestens 2 geeignete Referenzen nachzuweisen.
Geeignet sind Referenzen, die folgende Mindestanforderungen an die Vergleichbarkeit erfüllen:
1. Die Referenzobjekte müssen den Umbau oder die Sanierung eines vergleichbaren Gebäudes im Bestand betreffen. Vergleichbar sind insbesondere Hallen-, Frei- oder Kombibäder. Ebenfalls vergleichbar sind Sport- und Freizeiteinrichtungen mit Umkleide-, Sanitär-, Personal-, Gastronomie- oder vergleichbaren Funktionsbereichen.
2. Die Referenzobjekte müssen fertiggestellt sein, und zwar nach dem 01.01.2016.
Hinsichtlich aller Referenzen ist darzustellen, inwieweit die im Rahmen der Referenzobjekte erbrachten Leistungen von den zur Leistungserbringung vorgesehenen Personen erbracht worden sind. Zu allen Referenzen hat der Bewerber den Namen, die Anschrift und die Kontaktdaten des Referenzgebers mitzuteilen. Berücksichtigt werden nur Referenzen mit aussagekräftiger Beschreibung (max. 2 DIN-A4-Seiten). Eine nur namentliche Aufzählung ist nicht ausreichend. Maßgeblich bleibt der Inhalt der Bekanntmachung. Die angeforderten Auskünfte sind in Textform einzureichen.

3.3.3 Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
1. Erklärung über den Gesamtumsatz des Bewerbers und seines Umsatzes für Planungsleistungen, die mit den ausgeschriebenen Planungsleistungen vergleichbar sind, in den letzten 3 Geschäftsjahren (§ 122 Abs. 2 Nr. 2 GWB). 
2. Erklärung, ob und hinsichtlich welcher Leistungen sich der Bewerber der Kapazitäten anderer Unternehmer bedient und ihm die dann erforderlichen Mittel zur Verfügung stehen 
3. Angaben des Teils des Auftrages, den der Bewerber unter Umständen an Dritte vergeben will. 
Die vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen der Vergabestelle auch von Dritten abzugeben. 

Mindestanforderung Berufshaftpflichtversicherung: 
Der Bewerber muss über eine Berufshaftpflichtversicherung verfügen, deren Deckungssumme für Personenschäden mindestens 1,0 Millionen EUR und zusätzlich für sonstige Sach- und Vermögensschäden mindestens 1,0 Millionen EUR beträgt. Dies ist durch eine Bescheinigung der Versicherung nachzuweisen. Ausreichend ist eine Bescheinigung, dass die Versicherungssumme im Auftragsfall zur Verfügung steht. Die geforderten Nachweise sind in Textform einzureichen.


3.4. [bookmark: _Toc185280593]Bewertung der Bewerbungen

Auf der Grundlage der folgenden Kriterien und deren Gewichtung werden geeignete Bewerber ausgewählt, die zur zweiten Phase des Verfahrens (Angebotsphase) eingeladen werden.

Bewertung des Teilnahmeantrags (Ergebnis wird als Beispiel angegeben (max. Punkte)):

	Pos.
	Aspekt der bewertet wird
	Erreichbare
Punkte
	Bewertungskriterien
	
	Ergebnis

	
	1. Referenz

	1.1
	Vergleichbare Referenzen, die die jeweiligen Mindestanforderungen gem. der EU-Bekanntmachung ebenso erfüllt. Für die Bewertung der jeweiligen Referenzen werden folgende Kriterien herangezogen:

a) Erfahrung mit der Sanierung und dem Umbau von Schwimmbädern
Die Referenz zeigt auf, dass der Bewerber über eine hohe Kompetenz und umfassende Erfahrung bei der Planung und Umsetzung von Umbau-, Sanierungs- oder Modernisierungsmaßnahmen in Hallen-, Frei- oder Kombibädern verfügt und dabei die besonderen funktionalen, technischen und betrieblichen Anforderungen von Schwimmbädern berücksichtigt.

b) Erfahrung mit der funktionalen Neuordnung und Sanierung bestehender Gebäude
Die Referenz zeigt auf, dass der Bewerber über eine hohe Kompetenz bei der funktionalen Neuordnung und Sanierung von Bestandsgebäuden verfügt. Dabei werden insbesondere die Organisation und Optimierung von Umkleide-, Sanitär-, Personal-, Gastronomie- und sonstigen Funktionsbereichen sowie die Berücksichtigung bestehender Gebäudestrukturen bewertet.
	







100













100
	100 Pkt.: Die Darstellung lässt auf eine hervorragende Leistungsfähigkeit/ Kompetenz schließen.

50 Pkt.: Die Darstellung lässt auf eine gute Leistungsfähigkeit/ Kompetenz schließen.

0 Pkt.: Die Darstellung lässt auf keine zufriedenstellende Leistungsfähigkeit / Kompetenz schließen.

Die Punktevergabe für die Zwischenbewertungsskala erfolgt nach Ermessen des Auftraggebers.
	
	






Bitte achten Sie bei der Einreichung darauf, dass die Referenzen R1 und R2 nach den hier dargestellten Kriterien bewertet werden können. Den Angeboten müssen die unter den Mindestanforderungen genannten Referenznachweise beigefügt werden. Eine Nachforderung von Referenzen erfolgt nicht. Sollten die Referenzen nicht den geforderten Mindestanforderungen entsprechen, wird das Angebot von der Wertung ausgeschlossen.
IV. [bookmark: _Toc185280594]Angebotsphase

Alle aufgeforderten Bieter werden gebeten, ein vollständiges Angebot vorzulegen. Es muss insbesondere die geforderten Preisangaben sowie die geforderten Konzepte nach Zuschlagskriterien enthalten. Da der Zuschlag auf das Erstangebot vorbehalten wird, muss dieses verbindlich sein.
Der Auftraggeber behält sich vor, den Zuschlag direkt auf Grundlage der Erstangebote zu erteilen. Die Aufforderung zur Abgabe eines überarbeiteten Angebots in einer weiteren Stufe des Verfahrens wird jedoch vorbehalten, ohne dass ein Rechtsanspruch darauf besteht.

4.1. Ortsbesichtigung
Im Zuge des Vergabeverfahrens, jedoch ausschließlich im Stufe 2 (Angebotsphase) - voraussichtlich bis zum 09.11.2026 - sind Ortsbesichtigungen grundsätzlich möglich. Wir bitten Sie, sich hierzu über die Vergabeplattform an die Vergabestelle zu wenden.
Bieterfragen, die kalkulations- oder verfahrensrelevant sind, werden während der Ortsbesichtigungen nicht beantwortet. Diese Fragen sind nach den Ortsbesichtigungen in Textform über die Vergabeplattform zu stellen.

[bookmark: _Toc185280599]4.1 Zuschlagskriterien

Die Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots erfolgt nach Maßgabe von § 127 Abs. 1 GWB nach dem besten Preis-/Leistungsverhältnis. Neben dem Preis werden vom Auftraggeber auch leistungsbezogene Kriterien (Qualität) bewertet.
Die Entscheidung über den Zuschlag erfolgt auf Grundlage der nachfolgend benannten Zuschlagskriterien und deren Gewichtung:
· Honorarangebot 		25 %
· Qualität 			     	75 %
Das Angebot mit der höchsten Gesamtpunktzahl erhält den Zuschlag. Weitere Angaben entnehmen Sie bitte der „Bewertungsmatrix 2. Stufe“.

Kriterium:
Art:1. Preis
Bezeichnung: Preis der Leistung

Kriterium:
Art:2.1 Qualität
Bezeichnung: Systematische Herangehensweise an die Planungsaufgabe, bewertet anhand der vorgestellten Konzeptidee/Strichzeichnung zur funktionalen Neuordnung der Gastronomie-, Personal- und Lagerbereiche.
Hinsichtlich des Wertungskriteriums „Systematische Herangehensweise an die Planungsaufgabe, bewertet anhand der vorgestellten Konzeptidee/Strichzeichnung zur funktionalen Neuordnung der Gastronomie-, Personal- und Lagerbereiche“ werden insbesondere die Funktionalität der vorgeschlagenen Lösung, die organisatorische Anordnung der einzelnen Nutzungsbereiche sowie die Nachvollziehbarkeit des Planungskonzeptes beurteilt.

Kriterium:
Art:2.2 Qualität
Bezeichnung: Systematische Herangehensweise an die Planungsaufgabe, bewertet anhand der vorgestellten Konzeptidee/Strichzeichnung zur funktionalen Neuorganisation der Freibad- und Hallenbadumkleiden einschließlich der zugehörigen Sanitär- und Funktionsbereiche.
Hinsichtlich des Wertungskriteriums „Systematische Herangehensweise an die Planungsaufgabe, bewertet anhand der vorgestellten Konzeptidee/Strichzeichnung zur funktionalen Neuorganisation der Freibad- und Hallenbadumkleiden einschließlich der zugehörigen Sanitär- und Funktionsbereiche“ werden insbesondere die Qualität der funktionalen Lösung, die organisatorische Anordnung der Umkleide-, Sanitär- und Funktionsbereiche, die Berücksichtigung der betrieblichen Abläufe sowie die Wirtschaftlichkeit und Nachvollziehbarkeit des Planungskonzeptes beurteilt.

Kriterium:
Art:3.1 Qualität
Bezeichnung: Planungsorganisation zur Sicherstellung der Einhaltung des Zeitplans
Hinsichtlich des Wertungskriteriums „Planungsorganisation zur Sicherstellung der Einhaltung des Zeitplans“ werden insbesondere die vorgesehenen organisatorischen Maßnahmen zur termin- und qualitätsgerechten Planung und Umsetzung der Maßnahme sowie die Methodik zur Durchführung der Bauabschnitte unter Berücksichtigung des laufenden Badebetriebs beurteilt.

Kriterium:
Art:3.2 Qualität
Bezeichnung: Präsenz vor Ort während der Bauausführung
Hinsichtlich des Wertungskriteriums „Örtliche Präsenz, Qualität, Methodik und Organisation in der Phase der Bauüberwachung“ werden für die Beurteilung herangezogen:
· die Präsenz und die Erreichbarkeit der Bauleitung,
· Berufserfahrung und Qualifikation des zur Bauleitung vorgesehenen Personals,
· die Methodik zur Sicherstellung einer mangelfreien und funktionsgerechten Bauausführung.

Eine hohe Bewertung erhält ein Angebot, mit dem eine gut qualifizierte und erreichbare Bauleitung angeboten wird und mit den vorgeschlagenen Methoden eine mangelfreie und funktionsgerechte Bauausführung mit großer Sicherheit erwartet werden kann sowie der Bauprozess lückenlos dokumentiert wird.

Kriterium:
Art:3.3 Qualität
Bezeichnung: Akzeptanz des Vertrages hinsichtlich der nicht preislichen Bedingungen
Sofern Angebote dieselbe Gesamtpunktzahl erreichen sollten, gelten für die Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots die nachfolgenden Leitlinien:
· Haben zwei oder mehrere Angebote die höchste Gesamtpunktzahl erzielt, gewinnt von diesen Angeboten dasjenige Angebot, das die höchste Wertung bei den preisbezogenen Kriterien erzielt hat.
· Sofern Bieter in den preisbezogenen Kriterien ebenfalls denselben Punktwert erzielt haben, entscheidet der Auftraggeber auf Grundlage eines Losentscheids zwischen den gleichauf liegenden Angeboten.

3.5. [bookmark: _Toc185280600]Verhandlungen
Nach Einreichung und Prüfung der Erstangebote entscheidet der Auftraggeber, ob der Auftrag auf Basis dieser Angebote vergeben wird. Sollte dies nicht der Fall sein, werden die Bieter zu einem Verhandlungstermin eingeladen, zu dem eine separate Einladung erfolgt.
Ziel der Verhandlungstermine ist es, die Angebote inhaltlich zu verbessern. Dabei kann über den gesamten Angebotsinhalt verhandelt werden, mit Ausnahme der vom Auftraggeber festgelegten Zuschlagskriterien.
Nach den Verhandlungen werden die Bieter aufgefordert, ein finales Angebot abzugeben. Diese finalen Angebote müssen, ebenso wie die Erstangebote, rechtsverbindlich und ohne Vorbehalte eingereicht werden. Der Auftraggeber beabsichtigt grundsätzlich, nur einmal finale Angebote einzuholen. 
Er behält sich jedoch das Recht vor, nach Einreichung der finalen Angebote erneut mit den Bietern zu verhandeln und gegebenenfalls weitere verbindliche Angebote anzufordern.

V. [bookmark: _Toc185280601]Aufsichtsbehörde und Nachprüfungsinstanz

Die für den Auftraggeber zuständige Aufsichtsbehörde ist:
Kreisverwaltung Mainz-Bingen
Georg-Rückert-Straße 11
55218 Ingelheim 

Stelle zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen Vergabebestimmungen ist die
Vergabekammer Rheinland-Pfalz
Stiftstraße 9
55116 Mainz
Telefon: 06131/162234
Telefax: 06131/162113
E-Mail: vergabekammer.rlp@mwvlw.rlp.de
Internet: https://mwvlw.rlp.de
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